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Matr.Nr.:                        

Nachname:                        

1. Fall zum Kartellrecht (60% der Gesamtnote) 

Die deutsche A-AG stellt Smartphones mit einem eigenen Betriebssystem her, die weltweit vertrieben wer-
den. Das Betriebssystem verhindert, dass Anwendungen („Apps“), die für andere Smartphones entwickelt 
wurden, auf A-Smartphones genutzt werden können. So ist ein Wechsel von oder zu anderen Smartphone-
Herstellern nur mühsam möglich und praktisch unüblich; Kunden bleiben A in der Regel treu. Auf dem 
gesamten europäischen Markt für Mobiltelefone hat A einen Marktanteil von 20%. Die G-AG als größte 
Konkurrentin hat einen Marktanteil von 30%; daneben gibt es weitere Konkurrenten mit Anteilen um 10%. 
A genießt hohes Ansehen bei den Verbrauchern. Zudem hat A gewaltige finanzielle Reserven und ein brei-
tes Patentportfolio; Umsätze werden u.a. auch im Film- und Musikbereich generiert. Anwendungen für A-
Smartphones können ausschließlich über einen von A betriebenen „App-Store“ heruntergeladen werden. 
Um eine App auf diesem Wege anzubieten, ist eine Vertriebsvereinbarung mit A zu schließen, durch welche 
der Entwickler A mit dem Vertrieb der Anwendung beauftragt. Diese Vereinbarung gibt allen Entwicklern 
einen Anspruch auf Vertrieb, soweit die dortigen Vorgaben eingehalten sind. Sie schließt jedoch u.a., um 
die Kunden nicht zu verwirren, den Vertrieb von Apps aus, die nur Funktionalität anbieten, welche bereits 
mit dem Betriebssystem mitgelieferte Anwendungen enthalten. Soweit eine App entgeltlich angeboten 
wird, darf zudem nur einer von vier zulässigen Preisen verlangt werden (0,99 €; 3,99 €; 9,99 € oder 19,99 €). 
A meint, die Kunden seien angesichts der kurzen Aufmerksamkeitsspanne und Darstellungsfläche auf 
Smartphones nur in der Lage, einfache und klare Preisvariationen zu verarbeiten. Flexibel möglich sind aber 
Zahlungen in der Anwendung (sog. „In-App-Käufe“). In beiden Fällen verlangt A einen Umsatzanteil von 
30%. Um zu gewährleisten, dass die Vorgaben eingehalten werden, überprüft A jede Anwendung, bevor 
sie der Öffentlichkeit freigegeben wird. Tritt ein Ausschlussgrund nachträglich auf, wird die App für die 
Zukunft vom Vertrieb ausgeschlossen. Sämtliche Entscheidungen von A können gerichtlich überprüft wer-
den. Die G-AG als Hauptkonkurrentin der A-AG lehnt wie diese den Vertrieb von illegalen und sittenwidri-
gen Apps ab. Allerdings erlaubt sie explizit den Vertrieb von Alternativen zu mitgelieferten Anwendungen. 
Auch gewährt G bei dem von ihr betriebenen „Playstore“ volle Preisgestaltungsfreiheit. Schließlich ist bei 
G-Smartphones, anders als bei A, die Installation von Apps aus dem Internet unabhängig vom „Playstore“ 
möglich. App-Entwickler Y hat die Vertriebsvereinbarung unterzeichnet. Sein betriebssystemübergreifen-
der Marktanteil bei Bildbearbeitungs-Apps liegt bei 1,5%, bei Videobearbeitungs-Apps bei 0,7%. 

a. Die Bildbearbeitungssoftware B des Y wird als werbefinanziertes Produkt kostenlos vertrieben und zu-
nächst auch im App-Store von A angeboten. Auf einer Messe im Frühjahr 2018 präsentiert A jedoch 
eine in einer neuen Betriebssystemversion integrierte App zur Bildbearbeitung, die alle Funktionen der 
App des Y enthält. Unter Berufung auf die Vertriebsvereinbarung entfernt A die App von Y aus dem 
App-Store, so dass man diese nicht mehr für A-Smartphones erwerben kann. Kann Y von der A-AG ver-
langen, dass diese die Bildbearbeitungssoftware B wieder anbietet? 

b. Die Videobearbeitungssoftware V bietet Y bereits auf G-Smartphones für 5,99 € an. Er hält diesen Preis 
auch auf A-Smartphones für angemessen (schon um unnötige Diskussionen mit Kunden zu vermeiden). 
Jedoch verlangt A, dass sich Y für einen der vier von ihm vorgegebenen Preise entscheidet. Kann Y von 
der A-AG verlangen, dass diese die Videobearbeitungssoftware V für 5,99 € anbietet? 

Alle aufgeworfenen Probleme sind ggf. hilfsgutachterlich zu erörtern. Erklärende Ausführungen ohne Bezug 
zur Frage werden negativ bewertet. Geben Sie Normen präzise (mit Absatz und Satz) an. Schreiben Sie so 
gut lesbar wie möglich und machen Sie Absätze (mit Freizeilen). 

Beachten Sie die Fragen auf Seite 2!  
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2. Fragen zum Internationalen Privaten Wirtschaftsrecht (40% der Gesamtnote) 

Der chinesische Einzelunternehmer A betreibt in der Volksrepublik China mehrere Fabrikanlagen, mit 
denen Umsätze von ca. 2 Milliarden Euro pro Jahr erzielt werden. A hat für zahlreiche renommierte 
Markenhersteller aus dem Ausland, u.a. V und W, die in mehreren EU-Staaten marktbeherrschend 
sind, die Auftragsfertigung übernommen; selbst vertreibt A keine eigenen Produkte an private End-
verbraucher. Die Arbeitsbedingungen bei A waren mehrfach Gegenstand negativer Presseberichte (zu-
letzt gab es mehrere Suizidfälle unter den Beschäftigten, die für einen Hungerlohn 60-100 Stunden 
pro Woche arbeiten). Darüber hinaus hält sich beharrlich das nicht widerlegbare Gerücht, dass A hohe 
Regierungsbeamte bestochen hat und in erheblichem Umfang die Umwelt schädigt. Der weltweite 
Marktanteil von A bei der Montage von Smartphones liegt bei immerhin 40,1%. In letzter Zeit gab es 
Qualitätsmängel in der Produktion, die zu einer Vielzahl von Rügen der Kunden und versäumten Lie-
ferterminen führten. Angeblich sollen diese Probleme nach Aussage von A gelöst sein. Die X-AG, ein 
deutsches Unternehmen, hat ein neues Smartphone entwickelt. Da sie selbst keine Produktionskapa-
zitäten in Deutschland besitzt, möchte sie ihre Smartphones von A produzieren lassen. 

a. Was haben der Gesetzgeber und der Markt getan bzw. können sie noch tun, um ein solches „inter-
nationales Outsourcing“ zu erleichtern? Nennen Sie hierzu insgesamt mindestens drei konkrete 
rechtliche und tatsächliche Rahmenbedingungen, die eine Auslagerung der Produktion begünstigen 
bzw. begünstigen können. 

b. Nennen Sie insgesamt mindestens drei konkrete Herausforderungen, welche die geplante Auslage-
rung der Produktion an ein ausländisches Unternehmen in rechtlicher und tatsächlicher Hinsicht mit 
sich bringen kann.  

c. Erläutern Sie, was die X-AG (ohne besondere staatliche Vorgaben und Regelungen), insb. durch Ver-
tragsgestaltung, gegen die unter Frage 2b) angesprochenen Probleme unternehmen kann und ob 
es Probleme gibt, die durch Vertragsgestaltung und andere privatautonome Maßnahmen nicht ge-
löst werden können. 

d. Kurz vor Abschluss des Vertrages zwischen der X-AG und A kündigt die amerikanische Z Inc., die 
weltweit Umsätze von 2 Milliarden Euro macht und auf dem Markt für Smartphones in mehreren 
EU-Staaten marktbeherrschend ist, die Übernahme sämtlicher Fabriken einschl. Personal von A 
an. Der Zusammenschluss wurde bereits von den US-amerikanischen und chinesischen Kartellbe-
hörden genehmigt. Erläutern Sie, wieso hier auch ein Ansatz für deutsche und europäische Kartell-
behörden zum Einschreiten bestehen kann und erklären Sie, wieso eine zu weite Ausdehnung des 
internationalen Anwendungsbereichs der Kartellrechtsordnungen ökonomisch und politisch prob-
lematisch sein kann. 

Bitte bearbeiten Sie jede der obenstehenden vier Fragen getrennt. Bitte vermeiden Sie Wissens-Aus-
führungen, die keinen unmittelbaren Bezug zur Frage haben, sondern beurteilen Sie ausschließlich die 
jeweils geschilderte Problematik. Überflüssige Ausführungen werden negativ bewertet. Schreiben Sie 
in ganzen Sätzen, aber fassen Sie sich so kurz wie möglich.  

 


